
 
 
 
 
 
 
 
 

Nr. 03                                                                            23. Januar 2014 

 
 
 

Inhalt  
dbb Chef zum Jahreswirtschaftsbericht der  
Bundesregierung: Gute Einkommensbedingungen  
stärken gesamtwirtschaftliche Entwicklung+++ 
Luftsicherheit Berlin-Brandenburg: Gute Arbeit wird jetzt gut  
bezahlt+++ 
dbb zu Einkommensrunde 2014 für Bund und Kommunen: 
Abstand zu den Ländern darf nicht zu groß werden+++ 

 
 

Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
dbb bremen kündigt Nachzahlung für Pensionäre an+++ 
dbb saar spricht mit Landesregierung über „Zukunftssichere  
Landesverwaltung“+++ 
VDStra. zu verspäteten Entgeltabrechnungen: Wir wollen  
nicht länger warten!+++ 
VBE zur Premiere von „Staudamm“-Film: Lehrer bei  
Gewaltprävention unterstützen+++ 
Philologenverband: Wenig Interesse an Flexijahr+++ 
BLBS und französische Partnergewerkschaft: Berufliche  
Bildung weiterentwickeln+++ 

 
 

Namen und Nachrichten+++ 
 

 

 

Friedrichstraße 169/170 
D-10117 Berlin 

Verantwortliche Redakteurin 
Cornelia Krüger 

Telefon 030.40 81-55 60 
Telefax 030.40 81-55 99 
presse@dbb.de 
www.dbb.de 
 
 

Erscheint wöchentlich 
Nachdruck honorarfrei 
Quellenangaben erbeten 

 

a
k

tu
e

ll
 



 

aktuell Nr. 03 vom 23.01.2014 2 

___________________________________________________________________________ 

 

___________________________________________________________________________ 

 

dbb Chef zum Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung:  
Gute Einkommensbedingungen stärken gesamtwirtschaftliche Entwicklung  
 
(dbb) Die Spitze des dbb beamtenbund und tarifunion ist am 22. Januar 2014 in Berlin mit 

führenden Vertretern der Bundesministerien für Wirtschaft und Energie, für Arbeit und 
Soziales sowie der Finanzen zusammen gekommen, um sich über die aktuelle wirtschaft-

liche Entwicklung auszutauschen. 

 
Bei dem Treffen im Rahmen regelmäßiger 
Konsultationen zur Vorbereitung des Jahres-

wirtschaftsberichts der Bundesregierung erläu-

terte der Staatssekretär im Bundeswirt-
schaftsministerium, Dr. Rainer Sontowski, zu-

nächst die Kernpunkte der Wirtschaftspolitik 
der neuen Bundesregierung. Gerade ange-

sichts der guten konjunkturellen Entwicklung 

sei es wichtig, der trotz Rekordbeschäftigung 
immer noch vorhandenen Sockelarbeitslosig-

keit entschieden zu begegnen. Dies diene auch 
der Sicherung der Fachkräftebasis vor dem 

Hintergrund des demografischen Wandels, so 
Sontowski.  

 

Der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt 
unterstützte dies und fügte hinzu: „Gerade im 

öffentlichen Dienst, der ein großer Standort-
vorteil Deutschlands ist, muss der Nach-

wuchsmangel aber auch durch ein vernünftiges 

Bezahlungsniveau angegangen werden, um im 
Wettbewerb mit der Privatwirtschaft bestehen 

zu können. Gute Einkommensbedingungen 
stärken zudem die Binnennachfrage und damit 

die gesamtwirtschaftliche Entwicklung“, so 

Dauderstädt.  
 

Dr. Thomas Steffen, Staatssekretär im Bundes-
finanzministerium, erklärte, Konjunktur- und 

Konsolidierungspolitik seien vereinbar. Es soll-
ten Wachstumsimpulse für private Investitio-

nen gesetzt, aber auch verstärkte öffentliche 

Investitionen vorgenommen werden – so seien 
beispielsweise fünf Milliarden Euro zusätzlich 

für Verkehrsprojekte vorgesehen. Steffen wies 
allerdings auch auf Risiken hin, die sich aus 

der unsicheren Wirtschaftsentwicklung in den 

Schwellenländern, aber auch aus der europäi-
schen Situation ergäben.  

 
Der dbb Chef zeigte sich in diesem Zusam-

menhang besorgt über die europäische Nied-

rigzinspolitik. Diese gefährde die kapitalge-
deckte Altersvorsorge. „Dauerhaft niedrige 

Zinsen sind Gift sowohl für die private Vorsor-

ge als auch für die betriebliche Altersversor-
gung. Wenn man im Rahmen von Rentenre-

formen den Menschen alternative Kapitalanla-
gen zum Ausgleich von Rentenniveauminde-

rungen nahelegt, müssen diese auch sicher 

sein“, mahnte Dauderstädt. Zinsen unterhalb 
der Inflationsrate führten real zu Vermögens-

vernichtung. „Die Menschen brauchen gerade 
in der Altersversorgung Sicherheit, die so nicht 

mehr ohne weiteres gegeben ist“, so Dauders-
tädt. 

 

Der Staatssekretär im Bundesarbeitsministeri-
um Jörg Asmussen ging auf die aktuellen Ren-

tenreformvorhaben der Bundesregierung, die 
Einführung von Mindestlöhnen und Pläne zur 

gesetzlichen Regelung der Tarifeinheit ein. 

Dazu machte Klaus Dauderstädt klar: „Hier die 
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts zu 

kippen und nur der jeweils mitgliederstärksten 
Gewerkschaft im Betrieb die Möglichkeit zum 

Abschluss von Tarifverträgen zu geben, führt 

sowohl zu zahlreichen, kaum lösbaren prakti-
schen Problemen, als auch dazu, dass die 

‚kleinere‘ Gewerkschaft ihre ureigensten 
grundgesetzlich garantierten Rechte nicht 

mehr umsetzen kann. Das wird das Bundesver-
fassungsgericht nicht mitmachen.“  

 

Die Vertreter der Bundesregierung und die dbb 
Delegation, der auch die Fachvorstände für 

Tarifpolitik und für Beamtenpolitik, Willi Russ 
und Hans-Ulrich Benra, angehörten, wollen 

ihren Dialog dauerhaft fortführen. „Der dbb 

wird sich auch in den kommenden Jahren kon-
struktiv in den poltischen Prozess einbringen“, 

versicherte der dbb Bundesvorsitzende. 
dbb erreicht Abschluss. 

(01/03/14) 

 
 

Luftsicherheit Berlin-Brandenburg: Gute Arbeit wird jetzt gut bezahlt 
 
(dbb) Der dbb beamtenund und tarifunion und der BDSW (Bundesverband der Sicher-
heitswirtschaft) haben für die Beschäftigten im Bereich Luftsicherheit Berlin-Brandenburg 
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einen Tarifkompromiss erzielt. „Es ist uns gelungen, für die Kolleginnen und Kollegen auf 
den Flughäfen in Berlin und Brandenburg eine sehr gute Lösung am Verhandlungstisch zu 

erreichen“, sagte der Fachvorstand Tarifpolitik und Verhandlungsführer des dbb, Willi 
Russ, am 20. Januar 2014 bei der Vorstellung des Abschlusses vor Mitgliedern auf dem 

Flughafen Berlin-Tegel. Bedenkt man, dass in Tegel etwa ein Jahrzehnt nahezu tarifpoliti-

scher Stillstand geherrscht hat, ist dem dbb mit dem erzielten Abschluss ein großer 
Sprung zur Erhöhung der Einkommen gelungen.“ Um diese Verbesserungen war bis zum 

Vorabend intensiv verhandelt worden. 

 
„Für die Beschäftigten im Bereich Luftsicher-
heit ist es das beste Tarifergebnis seit vielen 

Jahren. Sie profitieren davon – und zwar so-

fort. Der Abschluss bringt vor allem massive 
Verbesserungen der Einkommen, aber auch 

einen Beschäftigungsschutz für die Dauer des 
Tarifvertrages. Wir haben viel erreicht“, stellte 

Russ fest. Die Unterstützung der Beschäftigten 

und intensive, vernünftige Verhandlungen 
zwischen beiden Seiten hätten dieses gute 

Ergebnis ohne einen Arbeitskampf ermöglicht.  
 

Die Einkommen der Beschäftigten werden 
zwischen 1. Februar 2014 und 1. August 2015 

in drei Schritten angehoben, sie steigen um bis 
zu 35 Prozent. „Damit wird die verantwor-

tungsvolle Arbeit der Kolleginnen und Kollegen 

in der Luftsicherheit, die lange unter Wert 
bezahlt wurde, endlich spürbar aufgewertet“, 

zeigte sich Russ zufrieden. Während der 32-
monatigen Laufzeit des Vertrages besteht zu-

dem für die Beschäftigten an den Flughäfen 

Beschäftigungsschutz. Dies sei, auch mit Blick 
auf die Unsicherheit im Zusammenhang mit 

der Eröffnung des Flughafens Berlin Branden-
burg (BER) in Schönefeld, „von hohem Wert“, 

so der dbb Verhandlungsführer. 
(02/03/14) 

 
 

dbb zu Einkommensrunde 2014 für Bund und Kommunen: 
Abstand zu den Ländern darf nicht zu groß werden 
 
(dbb) „In diesem Jahr haben wir eine reine Einkommensrunde und die Übernahme der 

Ausgebildeten mit dem Bund und den Kommunen zu verhandeln.“ Das sagte der dbb Bun-

desvorsitzende Klaus Dauderstädt dem „Tagesspiegel“ (Ausgabe vom 20. Januar 2014) 
zur bevorstehenden Einkommensrunde für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst von 

Bund und Kommunen, für die am 11. Februar die gewerkschaftliche Forderung verkündet 
wird. Dabei werde sicher berücksichtigt, „was wir im vergangenen Jahr für die Bundes-

länder verabredet haben“, so Dauderstädt. „Der Abstand zwischen Bund, Ländern und 

Kommunen soll nicht zu groß werden, deshalb ist die Länderregelung eine wichtige Vor-
gabe.“ 

 
Dass die Mehrheit der Bundesländer ihre Tarif-

abschlüsse nicht mehr vollständig auf die Be-
amten überträgt, wurde vom dbb Chef erneut 

kritisiert. „Die Föderalismusreform II hat diese 
Ausfransung des Dienstrechts ermöglicht. Mit 

verheerenden Folgen. Nordrhein-Westfalen 

zum Beispiel verordnet einfach dem höheren 
Dient eine Nullrunde und Rheinland-Pfalz be-

schließt, über fünf Jahre den Beamten nur ein 
Prozent zu zahlen. Das ist furchtbar.“ Dauders-

tädt verwies im Zusammenhang mit NRW auf 

Klagen des dbb vor Verwaltungsgerichten. Die 
Entscheidung der rheinland-pfälzischen Lan-

desregierung widerspreche dem Prinzip der 
Teilhabe: „Grob gesagt: Es ist eine Sauerei, die 

Beamten von der allgemeinen Einkommens-
entwicklung abzukoppeln.“ Tarifabschlüsse, so 

Dauderstädt, „sollten, wie über viele Jahrzehn-

te üblich, auf die Beamten übertragen werden. 

Andernfalls müssen wir vor Gericht ziehen.“ 
 

Mit Blick auf die von der Bundesregierung an-
gekündigte gesetzliche Regelung der Tarifein-

heit bekräftigte der dbb Bundesvorsitzende: 

„Ich möchte keine Einschränkung der Koaliti-
onsfreiheit“ und fügte hinzu: „Wenn sich Men-

schen zu einer Gewerkschaft zusammenschlie-
ßen, dann darf man dieser nicht das Tarifge-

schäft verbieten.“ Er werde versuchen, die 

Parlamentarier zu überzeugen, dass diese Plä-
ne gefährlich seien, weil sie kleine Gewerk-

schaften in ihrer Existenz bedrohen. Eine Koo-
perationspflicht, die die Gewerkschaften zur 

Zusammenarbeit verpflichte, werde nicht funk-
tionieren. Dauderstädt: „Was ich mir vorstellen 

kann, ist ein Kooperationsgebot für den Ar-
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beitgeber: Den Vertrag, den er mit einer Ge-
werkschaft im Betrieb abschließt, muss er auch 

den anderen Gewerkschaften anbieten.“ 
 

Das Interview im Wortlaut: http://www.dbb.de 

(03/03/14) 

 

 

Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
 

 

dbb bremen kündigt Nachzahlung für Pensionäre an 
 
(dbb) Wie der dbb bremen am 23. Januar 2014 mitteilte, gibt es „gute Nachrichten für 

viele Beamtinnen und Beamte, die Teilzeit gearbeitet haben und vor dem 1. Juli 2008 in 
Pension gegangen sind“. Sie können mit einer Nachzahlung und künftig höheren Pensio-

nen rechnen. Insgesamt gehe das Bremer Finanzressort von Nachzahlungen in Höhe von 
25,5 Millionen Euro aus. „Damit wird ein Verfahren, das Teilzeitbeschäftigte benachteilig-

te, korrigiert", zitiert der dbb bremen die Finanzsenatorin Karoline Linnert. 

 
Auslöser sind Urteile von Bundesverfassungs-

gericht und Bundesverwaltungsgericht, wonach 
ein Versorgungsabschlag aufgrund von Teilzeit 

eine unzulässige Geschlechterdiskriminierung 
ist - hauptsächlich Frauen sind betroffen. Fi-

nanziert werden sollen die Nachzahlungen und 

künftigen zusätzlichen Pensionskosten von 

jährlich 2,3 bis 3 Millionen Euro aus dem Son-
dervermögen Versorgungsrücklage des Landes 

Bremen.  
(04/03/14) 

 

 

dbb saar spricht mit Landesregierung über „Zukunftssichere  
Landesverwaltung“ 
 
(dbb) In einem fünften Spitzengespräch zwischen der saarländischen Landeregierung und 

den gewerkschaftlichen Spitzenorganisationen standen am 17. Januar 2014 vor allem die 
Ergebnisse des Arbeitsprogramms „Zukunftssichere Landesverwaltung“ auf der Tages-

ordnung.  

 
Wie der dbb saar mitteilte, ist für das laufende 
Jahr zur Umsetzung vorgesehen das Artikelge-

setz zur Anhebung der Altersgrenzen im Beam-

tenbereich sowie zur Änderung sonstiger be-
amtenrechtlicher Vorschriften, das dann zu 

Jahresbeginn 2015 in Kraft treten soll. Weitere 
Themen waren die Veränderungen im Renten-

recht, die Prüfung der Arbeitszeiten von Lehre-
rinnen und Lehrern sowie der Stellenabbau. 

Der dbb habe „die Schwachstellen im bisheri-
gen Prozess aufgezeigt“, da bisher in den Ar-

beitsgruppen überwiegend Stellenwegfälle 

konkretisiert worden seien, aber keine Aufga-
benkritik nach den Vorgaben des Leitfadens 

„Aufgabenkritik und Sparpotenzial“ vorge-
nommen wurde.  

(05/03/14) 

 

 

VDStra. zu verspäteten Entgeltabrechnungen: Wir wollen nicht länger warten! 
 
(dbb) Der VDStra., Fachgewerkschaft der Straßen- und Verkehrsbeschäftigten, hat verzö-
gerte Entgeltzahlungen an die Beschäftigten in Nordrhein-Westfalen und in Sachsen-

Anhalt kritisiert und dazu unmissverständlich festgestellt: „Korrekte Arbeitsleistung er-
fordert tarifgerechte Entgeltzahlung und Abrechnung.“ 

 
Der VDStra.-Bundesvorsitzende Siegfried 

Damm wandte sich am 14. Januar 2014 in 

einem Schreiben an die nordrhein-westfälische 

Ministerpräsidentin Hannelore Kraft und NRW-

Finanzminister Norbert Walter-Borjans. Darin 

wies Damm darauf hin, dass es zunehmend 

http://www.dbb.de/
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Probleme mit der monatlichen Entgeltabrech-
nung beim Landesbetrieb Straßenbau NRW 

gebe. „Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im 
Straßenbetriebsdienst erhalten keine Entgelt-

abrechnungen, die nachvollziehbar sind. Es ist 

zu erheblichen Minderzahlungen gekommen.“ 
Da die Beschäftigten überwiegend im unteren 

Drittel der Entgelttabelle eingruppiert sind, 
seien sie bei der Abwicklung von Zahlungsver-

pflichtungen in Schwierigkeiten, stellte Damm 

fest. Rückfragen Betroffener an das Landesamt 
für Besoldung und Versorgung seien unbeant-

wortet geblieben. Damm: „Uns reicht es, das 
Maß ist voll. Jetzt wollen wir nicht länger war-

ten!“ Der VDStra.-Chef appellierte an die Lan-
desregierung: „Es muss jetzt etwas gesche-

hen!“ 
 

Verspätete und fehlerhafte Zahlungen von 

Entgeltbestandteilen gibt es laut VDStra. auch 
in der Landesstraßenbaubehörde Sachsen-

Anhalt. „Sollte bis Mitte Februar keine Bewe-
gung in die Angelegenheit gekommen sein, 

dann werden wir die Ansprüche auf dem ar-

beitsgerichtlichen Wege durchsetzen und dabei 
auch Verzugszinsen geltend machen“, kündigte 

Damm an.  
(06/03/14) 

 

 

VBE zur Premiere von „Staudamm“-Film: Lehrer bei Gewaltprävention  
unterstützen 
 
(dbb) „Wir brauchen eine Art Frühwarnsystem, um Probleme rechtzeitig zu erkennen und 

anzugehen, bevor ein Jugendlicher eine Gewalttat begeht.“ Das betonte VBE-

Bundesvorsitzender Udo Beckmann am 16. Januar 2014 in Berlin anlässlich der Premiere 
des Films „Staudamm“ von Regisseur Thomas Sieben über die Folgen eines Schulamok-

laufes. „Lehrer sind keine Alleskönner“, so Beckmann, „deshalb brauchen sie Unterstüt-
zung anderer Professionen.“ Schulen müssten in Netzwerke verschiedenster Berufsgrup-

pen eingebettet sein. 

 
Beckmann weiter: „In Deutschland hat es in 

den vergangenen Jahren sechs Schulamokläu-
fe gegeben. Wir sind es den Opfern der Amok-

täter schuldig, die Ursachen der Taten zu iden-
tifizieren und präventiv zu handeln. Jeder 

Amoklauf bedeutete eine bittere Niederlage für 

unsere Gesellschaft im Kampf gegen Gewalt. 
Umso wichtiger ist es, sich dem Thema zu 

stellen – auf offene und sensible Art und Wei-
se, ohne jeden billigen Voyeurismus.“ Mit dem 

Verbot von „Ballerspielen“ sei es nicht getan. 
Ein jeder an seinem Platz in der Gesellschaft 

müsse sich der Verantwortung stellen, sensibel 

und wachsam gegenüber allen Formen von 
Gewalt zu sein.  

 
„Schule lebt in ganz besonderem Maße vom 

gegenseitigen Vertrauen, von der realen Wert-

schätzung aller an Schule Beteiligten“ unter-
strich der VBE-Bundesvorsitzende. „Lehrerin-

nen und Lehrer arbeiten dafür, dass heran-

wachsende Menschen sich liebevoll aufgeho-
ben sehen, Respekt schätzen lernen und Gren-

zen erfahren. Weder körperliche Angriffe noch 
kleine alltägliche Gemeinheiten oder subtile 

Beleidigungen dürfen Akzeptanz finden. Ver-

änderungen in der Persönlichkeitsstruktur 
müssen sorgsam beobachtet und wahrge-

nommen werden. Zugleich muss anders sein 
als normal gelten dürfen.“ Konflikte, so Beck-

mann, werde es immer wieder geben. Doch 
dafür müssten Lösungen ausgehandelt und 

gefundene Kompromisse als Zeichen der Stär-

ke anerkannt werden. Gewalt sei niemals eine 
Lösung. Gewalt mache alle zu Verlierern. 

 
Der VBE unterstützt den Film „Staudamm“, der 

die Folgen eines Schulamoklaufes thematisiert. 

(07/03/14) 

 
 

Philologenverband: Wenig Interesse an Flexijahr 
 
(dbb) Mit der Einführung des Flexijahrs wollte die bayerische Staatsregierung Kritikern 

des achtjährigen Gymnasiums den Wind aus den Segeln nehmen. Das hat nicht geklappt, 
stellt die „Mittelbayerische Zeitung“ (Ausgabe vom 22. Januar 2014) fest. „Das freiwillige 

zusätzliche Jahr an Bayerns Gymnasien wird kaum genutzt“, sagte der Bundesvorsitzende 
des Deutschen Philologenverbandes (DPhV), Heinz-Peter Meidinger.  
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Es gebe schätzungsweise an der Hälfte der 

bayerischen Gymnasien mindestens einen inte-
ressierten Schüler, so Meidinger. „Es werden 

nicht viel mehr als 300, 400 Schüler sein.“ 
Gemessen an der Gesamtzahl der Gymnasias-

ten sei das „recht wenig“.  

 

Der Philologenverband sieht die Verkürzung 

der Gymnasialzeit auf acht Jahre in den meis-
ten Bundesländern seit jeher kritisch. Die 

Staatsregierung hatte das Flexibilisierungsjahr 
in diesem Schuljahr eingeführt. Es ermöglicht 

den Schülern, individuell die Gymnasialzeit 

wieder auf neun Jahre zu verlängern.  
(08/03/14) 

 
 

BLBS und französische Partnergewerkschaft: Berufliche Bildung  
weiterentwickeln 
 
(dbb) „Die berufliche Bildung in Europa soll gemeinsam weiterentwickelt und gestärkt 

werden.“ Das ist das Ergebnis eines weiteren Treffens von Spitzenvertretern des Bundes-

verbandes der Lehrerinnen und Lehrer an beruflichen Schulen (BLBS) und der wichtigsten 
französischen Gewerkschaft für Berufsschullehrer, dem premier syndicat national de 

l´ensaignement professional (SNETAA), am 17./18.Januar 2014 in Berlin.  

 
Ziel sei es, im Rahmen der kontinuierlichen 
Zusammenarbeit bei einem Kongress der 

SNETAA im Mai 2014 in Frankreich und in ei-

nem Workshop während eines Kongresses im 
Jahr 2015 in Deutschland über gemeinsame 

Lösungen zu folgenden Problemen zu beraten: 
Abbau der Jugendarbeitslosigkeit, Förderung 

von Jugendlichen mit Übergangsproblemen, 

Inklusion auch in der beruflichen Bildung, Aus-
bau der neuen Technologien und Verringerung 

des Fachkräftemangels. Es solle auch darum 

gehen, wie EU-Mittel sinnvoll eingesetzt wer-
den können, um diese Probleme zu beseitigen. 

Zur Vorbereitung der Veranstaltungen wurde 
eine Arbeitsgruppe beider Gewerkschaften 

gebildet.  
(09/03/14) 

Namen und Nachrichten 

 

(dbb) Der dbb Hessen ist „entsetzt über die 

Ausweitung des Landtagspräsidiums“, in dem 

es künftig fünf Stellvertreterposten geben soll. 
Die dbb Landesvorsitzende Ute Wiegand-

Fleischhacker erklärte am 17. Januar 2014: 
„Während die neue hessische Landesregierung 

den Beamtinnen und Beamten für die nächsten 

Jahre neben einer Nullrunde nur noch Gehalts-
zuwächse unter der Inflationsrate zugestehen 

will, genehmigt sich hingegen der Landtag mal 
wieder einen weiteren Schluck aus der vollen 

Pulle. Nur anderen das Sparen auferlegen, das 
hat Tradition.“ Es stünde stattdessen dem 

Landtag gut an, „auch in den eigenen vier 

Wänden den Rotstift anzusetzen“, so Wiegand-
Fleischhacker.  

 
Der dbb hamburg „steht den neuen Renten-

plänen aufgeschlossen gegenüber und erwar-

tet, dass diese Verbesserungen systemkonform 
auch in das Beamtenrecht übernommen wer-

den“. Das erklärte der dbb Landesvorsitzende 
Rudolf Klüver am 17. Januar 2014. Zur Müt-

terrente sagte er: „Beamtinnen in Bund und 

Ländern, die vor 1992 Kinder geboren haben, 

bekommen derzeit nur sechs Monate Kinderer-
ziehungszeiten als ruhegehaltfähige Dienstzei-

ten angerechnet. Von daher wäre es folgerich-
tig und an der Zeit, diese Ungleichbehandlung 

aufzuheben.“ 

 
Der Bundesvorsitzende der Deutschen Steuer-

Gewerkschaft (DSTG) und dbb Vize Thomas 
Eigenthaler hat der Politik mit Blick auf Pläne 

zur Selbstveranlagung von Steuerzahlern vor-
geworfen, sie wolle nur Personal in den Fi-

nanzämtern abbauen. Die geforderte Selbst-

veranlagung sei nur möglich, wenn das deut-
sche Steuerrecht gravierend vereinfacht und 

entrümpelt werde, sagte Eigenthaler am 10. 
Januar 2014 im Deutschlandfunk. „Hier werden 

Hoffnungen geweckt, die möglicherweise nur 

schwer zu erfüllen sind“, zeigte sich der DSTG-
Chef skeptisch. „Selbstveranlagung bedeutet, 

dass der Steuerzahler die Steuererklärung 
abgibt, sofort sein Steuerbescheid kommt, 
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auch vielleicht eine Erstattung, und dass kein 
Finanzbeamter diese Steuererklärung mehr 

überprüft. Das kann ja nun nicht sein“, so Ei-
genthaler, „das öffnet dem Steuerbetrug Tür 

und Tor. Und der Staat wird dann mit harten 

Sanktionen reagieren. Ich weiß nicht, ob das 
gewollt ist.“ Der eigentliche Grund sei: „Die 

Politik möchte in vielen Ländern Personal im 
Finanzamt abbauen.“  

 

Unter dem Motto „Mit Weitblick den Kurs be-
stimmen“ findet vom 28. bis 30. Januar 2014 

der außerordentliche Gewerkschaftstag des 
BDZ Deutsche Zoll- und Finanzgewerkschaft in 

Magdeburg statt. Zu der Tagung werden mehr 

als 500 Teilnehmerinnen und Teilnehmer sowie 
Gäste aus Politik, Verwaltung und Gewerk-

schaften erwartet, teilte der BDZ am 21. Janu-
ar 2014 mit Die Delegierten legen die berufs-

politischen Leitlinien für die nächsten fünf Jah-
re fest und wählen eine neue Führungsspitze. 

Höhepunkt des Gewerkschaftstages wird die 

öffentliche Veranstaltung zur Lage der Zollver-
waltung am 29. Januar 2014 sein, zu der als 

Redner der Staatssekretär beim Bundesminis-
ter der Finanzen Werner Gatzer, dbb Chef 

Klaus Dauderstädt und Sachsen-Anhalts stell-

vertretender Ministerpräsident und Finanzmi-
nister Jens Bullerjahn erwartet werden. 

Schwerpunktthemen des Gewerkschaftstages 
sind unter anderem die Kontrolle der Mindest-

löhne und die Übernahme der Aufgabe der 
Erhebung und Vollstreckung der Kraftfahrzeug-

steuer durch den Zoll.  

 
Bei der Beseitigung des Mangels an Grund-

schuldirektoren sieht er Verband Bildung und 
Erziehung (VBE) die Landesregierungen in der 

Pflicht. „Die Landesregierungen betonen immer 

ausdrücklich, wie wichtig die Schulleitungen für 
gute Schulen sind; und dann sehen sie taten-

los zu, dass die Leitungsposten so lange va-
kant sind.“ Mit diesen Worten zitiert die „Süd-

deutsche Zeitung“ (Ausgabe vom 18. Januar 

2014) den VBE-Bundesvorsitzenden Udo 
Beckmann. Oft seien fünf oder sechs Aus-

schreibungen nötig, bis sich ein neuer Rektor 
finde. „Obwohl bekannt ist, dass von Jahr zu 

Jahr immer mehr Schulleiter in den Ruhestand 
gehen, wird in keinem Bundesland ernsthaft 

gegengesteuert", beklagte Beckmann. Zwei 

Dinge seien unerlässlich: eine angemessene 
Vergütung und die Zeit für den Job. Mit Anrei-

zen lasse sich talentierter Nachwuchs tatsäch-
lich finden. Das zeige schon ein Blick auf die 

Lage bei den Gymnasialrektoren, die in höhere 

Besoldungsgruppen vorstoßen. Die Quote der 
Vakanzen liege hier deutlich niedriger. 

 
Die Mahnung von Bundesbildungsministerin 

Johanna Wanka in der Bundestagsdebatte vom 

16. Januar 2014 über die PISA-Ergebnisse 
2012, man dürfe Schülerinnen und Schüler 

nicht auf Noten und die bei Vergleichstests 
erzielten Ergebnisse reduzieren, ist beim Deut-

schen Philologenverband (DPhV) auf Zustim-

mung gestoßen. DPhV-Bundesvorsitzender 
Heinz-Peter Meidinger nannte Wankas Plä-

doyer für ein umfassendes Bildungsverständnis 
„richtig und wichtig“. Die Vermittlung von Wer-

ten sowie Persönlichkeitserziehung gehörten 

unabdingbar dazu, so Meidinger. Bezüglich der 
PISA-Ergebnisse 2012 zeigte sich der DPhV-

Chef erfreut, dass deutsche Schüler inzwischen 
in den Naturwissenschaften in das beste Vier-

tel der beteiligten Länder vorgestoßen sind und 
sich die Koppelung zwischen sozialer Herkunft 

und Bildungserfolg deutlich gelockert hat.  

 
Am 31. Dezember 2013 ist der Ehrenvorsitzen-

de der Kommunikationsgewerkschaft DPV 
(DPVKOM) Heinz Berlage kurz vor seinem 

84. Geburtstag in Sankt Augustin bei Bonn 

verstorben. Er begann seine berufliche Lauf-
bahn 1950 als Postinspektorenanwärter. 1953 

trat er in den damaligen Deutschen Postver-
band ein, wurde Ortsvorsitzender, drei Jahre 

später wählten ihn die Delegierten des Ver-
bandstages des Bezirksverbandes Münster zum 

stellvertretenden Vorsitzenden und schon 1963 

erfolgte die Wahl in den Bundesvorstand. Er 
wurde auf dem Gewerkschaftstag 1980 zum 

stellvertretenden Bundesvorsitzenden und 
1988 zum Bundesvorsitzenden gewählt. Von 

1980 bis 1988 gehörte er dem Bundeshaupt-

vorstand des dbb, von 1988 bis 1992 dem 
Bundesvorstand an. „Es war seine Aufgabe, die 

nicht mehr aufzuhaltende Postreform I mit 
dem Bundespostministerium und den Abge-

ordneten des Postausschusses zu verhandeln“, 

so die DPVKOM in ihrem Nachruf. „Mit viel 
Standvermögen und Hartnäckigkeit, einem 

großen Verhandlungsgeschick und mit seinem 
hohen persönlichen Engagement hat er er-

reicht, dass die Folgen für die Beschäftigten 
sozial abgefedert wurden.“ Bundespräsident 

Richard von Weizsäcker zeichnete Berlage 

1989 mit dem Bundesverdienstkreuz aus. „Für 
seine große Lebensleistung für unsere Gewerk-

schaft gebührt ihm Dank und Anerkennung“, 
erklärte die DPVKOM.  

 



 

aktuell Nr. 03 vom 23.01.2014 8 

___________________________________________________________________________ 

 

___________________________________________________________________________ 

 

Am 17. Januar 2014 ist der ehemalige Bundes-
vorsitzende und langjährige Ehrenvorsitzende 

der Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG) 
Benedikt Martin Gregg im Alter von 84 Jah-

ren verstorben. Von 1975 bis 1991 stand 

Gregg an der Spitze der DPolG. „Mit politi-
schem Geschick und mit Weitsicht sowie hin 

und wieder einer Prise Humor führte er unsere 
Gewerkschaft durch die Umbrüche der Zeit“, 

heißt es im Nachruf der DPolG. „Benedikt 

Gregg gab darüber hinaus sowohl auf europäi-
scher Ebene als auch im Bundesvorstand und 

Bundeshauptvorstand des dbb maßgebliche 
Impulse. Beim Aufbau der DPolG in den neuen 

Bundesländern nach der Wiedervereinigung 

leistete er Hervorragendes.“ Für seine Ver-
dienste erhielt Gregg 1992 das Bundesver-

dienstkreuz am Bande. Bis zuletzt hätten 
Greggs Hinweise, Lebensweisheiten und Rat-

schläge manche Sitzung bereichert und jünge-
re Kolleginnen und Kollegen für ihre Gewerk-

schaftsarbeit inspiriert. „Mit ‚Benno‘ Gregg 

verlieren wir einen guten Freund und engagier-
ten Gewerkschafter, dem stets das Wohl der 

Mitglieder auch in noch so schwierigen Zeiten 
am Herzen lag“, erklärte die DPolG.  

(10/03/14) 

 


